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53639 Königswinter, 4. November 2012 

PRESSEMITTEILUNG 

 

Keine Beteiligung an einem Militäreinsatz in Mali 
 

Die im Arbeitskreis DARMSTÄDTER SIGNAL (Ak DS) 
zusammengeschlossenen aktiven und ehemaligen Offiziere und Unteroffiziere 
der Bundeswehr haben auf ihrem 87. Arbeitstreffen in Königswinter 
festgestellt: 
 
Das SIGNAL hat gravierende Bedenken bezüglich eines bewaffneten 
Einsatzes der Bundeswehr in der früheren französischen Kolonie Mali.  
Wie der ehemalige Generalinspekteur Kujat und der Deutsche 
Bundeswehrverband sehen auch wir erhebliche Eskalationsgefahren. 
 
Wir fordern die Bundesregierung auf, Deutschland in kein neues 
Militärabenteuer zu stürzen. Deutsche Verantwortung muss darin bestehen, 
ein nichtmilitärisches Konfliktmanagement durchzusetzen und die Befürworter 
eines militärischen Eingreifens zu zügeln.  
Deutschland und die Friedensnobelpreisträgerin Europäische Union müssen 
als Zivilmacht fungieren. Mali darf nicht zu einem "Truppenübungsplatz" für die 
Bundeswehr und andere europäische Streitkräfte werden. 
 
Wir erwarten von der Bundesregierung beim Außenministertreffen der 
Europäischen Union am 19. November 2012 eine eindeutige Ablehnung 
bewaffneter Militäraktionen in Mali. 
 
Ohnehin verlangen wir im Falle Mali - wie vor jeder Entsendung deutscher 
Streitkräfte ins Ausland - die Beteiligung des Deutschen Bundestages. 
 
Deutschland und die Europäische Union werden weder am Hindukusch 
noch in der Sahara verteidigt! 




